
müsste Karin zumindest halbtags weiter
arbeiten gehen. Die Alternative: Umzug
in eine schlechtere Wohngegend. Das
möchten sie jedoch erst recht nicht mit ei-
nem Kind. Der Kinderwunsch muss also
warten . . .

Ehe und Familie sind kein alter Hut
Ehe und Familie sind für junge Menschen
nach wie vor erstrebenswerte Ziele, der
Wunsch nach Kindern ist bei vielen vor-
handen. Drei Viertel der Bevölkerung
sind davon überzeugt, dass sie nur in ei-
ner Familie mit einem oder mehreren Kin-
dern wirklich glücklich leben werden.
Die wenigsten wollen als Teil einer
„Spaßgesellschaft“ sich nur in Diskothe-
ken amüsieren, schicke Autos fahren und
jeden Modetrend mitmachen. Nein, der
Traum von einer Familie, der Wunsch,
Verantwortung füreinander und für Kin-
der zu übernehmen und gemeinsam eine
Zukunft aufzubauen, ist auch heute noch
bei vielen jungen Menschen lebendig.
Doch Wunsch und Wirklichkeit klaffen
oft weit auseinander. 

„Kinder kriegen die Leute von al-
lein“, das war noch die politische Devise
in den Anfängen der Bundesrepublik.
Was in den fünfziger und sechziger Jah-
ren galt, trifft heute nicht mehr zu. Mo-
derne Familienplanung ist spätestens
seit den siebziger und achtziger Jahren
selbstverständlich. Viele junge Paare
überlegen sich genau, wann und wie
viele Kinder sie bekommen können und
möchten, um finanzielle Spielräume zu
erhalten, ausreichend Wohnraum bereit-

Wir schreiben das Jahr 2002: Marion, 32
Jahre alt, Literaturwissenschaftlerin, hat
gerade erste Berufserfahrungen in einem
Verlag gesammelt. Vor einem Jahr hat
sie den Informatiker Thomas, 36, gehei-
ratet, der auf dem besten Wege ist, bald
eine Position als Gruppenleiter zu be-
kommen. Über ihren beruflichen Erfolg
sind die beiden sehr glücklich, aber das
ist nur die eine Seite der Medaille. Ei-
gentlich würde das Paar gerne auch eine
Familie gründen. Mindestens zwei Kin-
der, das wäre ihr größter Traum. Wie
soll das aber realisiert werden, ohne
dass einer von beiden auf berufliches
Weiterkommen verzichtet? Gerne würde
das Ehepaar eine Tagesmutter für die
Betreuung ihres Kindes finden, damit
beide möglichst bald wieder in ihren Be-
rufen arbeiten können. Die Kosten sind
aber zu hoch. Deshalb haben sie ent-
schieden, den Kinderwunsch zu ver-
schieben, vielleicht kommt irgendwann
ja mal der geeignete Zeitpunkt, oder
auch nicht . . .

Ähnlich die Lage bei Karin, 24, Ver-
käuferin in einer Modeboutique, und
Bernd 29, Kfz-Mechaniker. Auch diese
beiden wünschen sich Kinder. Dennoch
fällt die Entscheidung schwer. Auf den
Verdienst von Karin ist das Ehepaar bei
den relativ hohen Mieten in der Groß-
stadt angewiesen. Gerne würde Karin
sich aber zumindest in den ersten Jahren
nur der Kindererziehung widmen. Finan-
zierbar ist das jedoch nicht. Um weiterhin
in ihrer Drei-Zimmer-Wohnung in einem
guten Stadtviertel leben zu können,
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zustellen und sich der Erziehung wid-
men zu können. Häufig erscheint es jun-
gen Paaren nicht möglich, einen geeig-
neten Zeitpunkt für die Familiengrün-
dung zu finden. Zunächst muss die Aus-
bildung beendet werden, dann sind die
ersten Karriereschritte wichtiger, und in
vielen Fällen ist es zu spät, wenn der
Kinderwunsch tatsächlich realisiert wer-
den soll. Die Folge: Immer mehr Paare
bleiben, gewollt oder auch ungewollt,
kinderlos.

Bei der Geburtenhäufigkeit bildet
Deutschland mit rund 1,3 Kindern je Frau
im europäischen Vergleich nahezu das
Schlusslicht. Wurden in Deutschland
1962 noch rund 1,2 Millionen Kinder ge-
boren, waren es 1999 nur noch 770 000.
1962 waren zehn Prozent der Paare le-
benslang kinderlos, heute sind es fast
vierzig Prozent. Fast die Hälfte aller aka-
demisch ausgebildeten Frauen haben
keine Kinder.

Die demografische Entwicklung
„Werden Kindergärten zu Altenhei-
men?“, fragte die Bild-Zeitung vor einiger
Zeit. Die Welt befürchtete sogar das „Ende
der Deutschen“. Das Statistische Bundes-
amt belegt dies mit alarmierenden Zahlen:
Demnach wird die Bevölkerungszahl
ohne Zuwanderung von heute 82 Millio-
nen auf 59 Millionen im Jahr 2050 sinken.
Die Anzahl der Zwanzigjährigen halbiert
sich, die Anzahl der Bürger im aktiven
Alter zwischen zwanzig und sechzig Jah-
ren wird auf vierzig Prozent fallen. Den
größten Anteil der Bevölkerung werden
die über Sechzigjährigen stellen. Die Folge
für Deutschland: Die Sozialsysteme kön-
nen nach Expertenberechnungen nur be-
stehen, wenn der Beitragssatz für die Ren-
tenversicherung auf bis zu 46 Prozent, der
der Krankenversicherung auf 25,8 Prozent
und der der Pflegeversicherung auf 5,8
Prozent steigt. Die Zahl der Schüler und
Studierenden wird kleiner werden, Woh-
nungen werden leer stehen, die Anzahl

der Pflegefälle wird sich von 1,8 auf 3,6
Millionen verdoppeln.

Mindestens genauso schlimm: Ohne
Kinder verliert eine Gesellschaft ihre In-
novationskraft. Wer soll neue Firmen
gründen, unkonventionelle Geschäfts-
ideen haben oder neue Märkte schaffen,
wenn nicht junge Leute?

Doch nicht nur aus volkswirtschaft-
licher Sicht sollten wir besorgt sein. Ehe
und Familie sind auch die zentralen
Fundamente unseres demokratischen
Staates. Die Ehe ist als umfassende,
grundsätzlich lebenslange, individuelle
Lebensrisiken abfedernde Lebensge-
meinschaft von Mann und Frau ange-
legt. Familie ist nicht nur da, wo Eltern
Verantwortung für ihre Kinder tragen,
sondern auch Kinder Verantwortung für
ihre Eltern übernehmen. Die Familie in
allen ihren Ausprägungen und Lebens-
formen ist und bleibt die Keimzelle des
Staates. Hier erfahren Kinder erstmals
Geborgenheit und Angenommensein.
Hier lernen sie, wie Übernahme von
Verantwortung funktioniert. In der Fa-
milie werden die Grundwerte mensch-
lichen Zusammenlebens vorgelebt und
eingeübt, hier wird die Haltung junger
Menschen zur freiheitlichen Demokratie
geprägt.

Familie wird heute 
unterschiedlich gelebt
Eine Vielzahl von Lebensformen ist mitt-
lerweile Realität in unserer Gesellschaft.
Die Erwerbstätigkeit beider Partner ist
heute ein mehrheitlich gewählter Lebens-
entwurf. Mehr als die Hälfte aller Mütter
mit Kindern und mehr als ein Viertel aller
Mütter mit Kleinkindern sind erwerbstä-
tig. Frauen sind nicht immer gleichzeitig
auch Mütter. Berufliche und private Mo-
bilität stellen die familiären Bindungen
vor neue Herausforderungen. Die Ein-
Kind-Familie wird immer häufiger, be-
reits ein Drittel der Kinder wächst ohne
Geschwister auf. Die Anzahl der allein Er-
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ziehenden und „Patchwork-Familien“
(Haushalte mit Kindern aus mehreren
Ehen) wächst.

Diese vielfältigen Lebensformen sind
ein Resultat unserer freiheitlichen Gesell-
schaftsordnung, aber nicht gleichbedeu-
tend mit einem geringeren Interesse an
Familie und Kindern. Die Solidarität zwi-
schen Alten und Jungen ist immer noch
intakt, der Zusammenhalt zwischen El-
tern und Kindern ungebrochen. Eltern
und Kinder unterstützen sich gegensei-
tig, 85 Prozent sehen oder sprechen sich
zumindest einmal pro Woche, das bele-
gen neue empirische Untersuchungen.

Dass sich heute dennoch immer weni-
ger Paare für Kinder entscheiden, muss
also andere Gründe haben. Wassilios
Fthenakis vom Staatsinstitut für Frühpä-
dadogik in München hält es nicht für ver-
wunderlich, dass sich immer weniger
junge Menschen für Kinder entscheiden.
Die Bedingungen in Deutschland sind al-
les andere als optimal: Viele Familien
sind spätestens ab dem dritten Kind von
Armut bedroht. Eine bedarfsgerechte In-
frastruktur für die Betreuung von Kin-
dern muss bereitgestellt werden. Not-
wendig ist eine umfassende Familienpo-
litik.

Kinder sind ein Armutsrisiko
„Nie ging es den Familien so schlecht 
wie heute“, stellt der Familienrichter
Jürgen Borchert (als Autor auch in die-
ser Ausgabe der Politischen Meinung ver-
treten, siehe Seite 19 bis 26) fest. Kin-
der stellen ein wesentliches Armutsrisiko 
in Deutschland dar. Wer früher keine
Kinder hatte, war zur Armut ver-
dammt. Heute ist es oft umgekehrt. Eine
Mutter muss mehr als zehn Kinder groß-
ziehen, um eine annähernd hohe Rente
wie ihre Schulfreundin zu erzielen, die
eine ununterbrochene Erwerbsbiografie
hat. Zahlreiche Studien, Familienberichte
und zuletzt auch der Armuts- und Reich-
tumsbericht der Bundesregierung bele-

gen, dass die Entscheidung für das Kind
große finanzielle Belastungen nach sich
zieht. Da in vielen Fällen ein Einkommen
zumindest zeitweise wegfällt oder nach
dem beruflichen Wiedereinstieg nach der
Familienpause niedriger ist, sinken auch
die Rentenansprüche von Eltern, das
heißt meistens der Mütter.

Berechnungen des IFO-Institutes von
1999 haben ergeben, dass das durch-
schnittliche Pro-Kopf-Einkommen eines
Ehepaares mit zwei Kindern bei 524 Euro
pro Monat liegt. Damit bleibt den Fami-
lien nicht einmal halb so viel wie Ehepaa-
ren ohne Kinder, welche über ein Pro-
Kopf-Einkommen von 1210 Euro im Mo-
nat verfügen. 

Vielen Familien und allein Erziehen-
den droht nach Geburt der Kinder der
Gang zum Sozialamt. Heute leben bereits
eine Million Kinder in Deutschland von
der Sozialhilfe. Staatliche Transferleis-
tungen können diesen finanziellen Ein-
bruch nur zu einem Bruchteil abfedern.
Das Kindergeld von monatlich 154 Euro
deckt bei weitem nicht die Lebenshal-
tungskosten eines Kindes ab, die sich auf
300 bis 400 Euro belaufen. Besonders al-
lein Erziehende sind von der Armut be-
troffen. Deren Zahl hat sich von 1970 mit
750 000 auf derzeit über zwei Millionen
fast verdreifacht. Mehr als achtzig Pro-
zent davon sind Frauen.

Zu wenig Akzeptanz und 
Unterstützung
Unsere Gesellschaft ist weit von Familien-
und Kinderfreundlichkeit entfernt. Kin-
der werden häufig als „Störfaktor“ emp-
funden, die den reibungslosen Tagesab-
lauf behindern. Nicht alle Nachbarn zei-
gen sich gegenüber Familien mit kleinen
Kindern verständnisvoll. In Restaurants
werden Eltern mit Kindern nicht selten
mit genervten Blicken gestraft. Für Ju-
gendliche gibt es vielfach keine Aufent-
haltsmöglichkeiten außerhalb der eige-
nen vier Wände.
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Kind und Karriere schließen sich nicht
selten aus. Familienunfreundliche Ar-
beitsbedingungen erschweren ein gere-
geltes Familienleben. Betreuungseinrich-
tungen fehlen, und wenn diese vorhan-
den sind, sind die Öffnungszeiten meist
nicht mit den Arbeitszeiten kompatibel.
Private Betreuungsmöglichkeiten sind
schwierig zu finden, zuverlässige Kon-
taktbörsen und Hilfsangebote, zum Bei-
spiel Dienstleistungszentren, sucht man
immer noch wie die Stecknadel im Heu-
haufen. Die Schwierigkeiten von Fami-
lien hören auch nicht nach den ersten drei
oder sechs Lebensjahren der Kinder auf.
Im Gegenteil, mit Beginn der Schulzeit
fangen diese häufig erst an. Unregelmä-
ßige Schulzeiten, Verpflichtungen am
Nachmittag wie Musikunterricht oder
Hockeytraining, zu denen die Kinder
häufig von den Müttern gefahren werden
müssen, erschweren weiterhin deren Er-
werbstätigkeit.

Die staatliche Förderung 
geht an der Realität vorbei
Der derzeitigen staatlichen Familienför-
derung fehlt der ganzheitliche Ansatz.
Sie bringt den Familien deshalb keine tat-
sächliche Verbesserung ihrer finanziellen
Situation, auch wenn das Kindergeld er-
höht worden ist. Denn seit dem Regie-
rungswechsel 1998 haben Familien sogar
per Saldo und pro Kopf weniger Geld in
der Tasche, da die Familienförderung
durch andere zusätzliche Kosten, ver-
ursacht durch die Ökosteuer, die stei-
genden Krankenkassenbeiträge und die-
verunglückte Riester-Rente, aufgezehrt
wird.

Darüber hinaus ist es eine soziale Un-
gerechtigkeit, dass die staatliche Unter-
stützung von Kindern je nach Einkom-
men der Eltern sehr unterschiedlich aus-
fällt. Sozialhilfeempfänger erhalten für
Kleinkinder heute schon 185 Euro im Mo-
nat, während sich der „Otto Normalver-
braucher“ mit 154 Euro Kindergeld be-

gnügen muss. Auch wer Kinderfreibe-
träge geltend macht, steht mit bis zu 222
Euro pro Kind im Monat deutlich besser
da. 

Das ist nicht gerecht, denn jedes Kind
muss dem Staat gleich viel wert sein.
Außerdem bedeuten steuerliche Freibe-
träge noch lange keine Familienförde-
rung. Familien erhalten dadurch lediglich
selbst erwirtschaftetes Einkommen, das
ihnen zu Unrecht über Steuern genom-
men worden ist, als Steuervergütung zu-
rück.

Eine weitere Ungerechtigkeit: Obwohl
die Einkommenssituation von kinderrei-
chen Familien besonders angespannt ist,
wurden von der rot-grünen Bundesregie-
rung dritte und weitere Kinder von der
letzten Kindergelderhöhung ausgenom-
men.

Wir brauchen ein Ja zur Familie
Es ist höchste Zeit für einen neuen gesell-
schaftlichen Aufbruch: Wir brauchen ein
überzeugtes „Ja“ zur Familie und ein
deutliches „Ja“ zum Kind. Wenn Kinder
zu bekommen und zu erziehen auch zu-
nächst in der eigenen Verantwortung von
Eltern liegt, so muss diese Entscheidung
doch von der Gesellschaft getragen und
unterstützt werden.

Jeder Einzelne kann dazu beitragen:
Die Nachbarn können ein Auge zudrü-
cken, wenn ein Kind einmal wieder
etwas laut im Hof herumtobt. Freunde
und Verwandte sollten Verständnis ha-
ben, wenn Verabredungen für ein
Abendessen oder für den Besuch im Kino
seltener getroffen werden. Stattdessen
könnte ein Ausflug gemeinsam mit den
Kindern allen gemeinsam Freude berei-
ten. Auf dem Wohnungsmarkt müssen
Familien mit Kindern eine faire Chance
bekommen.

Auch die Arbeitswelt muss reagieren.
Wir brauchen für Väter und Mütter fami-
lienfreundliche Arbeitsbedingungen. Ein
Beispiel dafür sind die neuen Wege, die
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DaimlerChrysler in Wörth beschreitet.
Die Arbeit soll dort familienfreundlich
werden. Deshalb wurde eine Projekt-
gruppe aus Betriebsrat, Werksleitung,
Personalabteilung und einer Reihe von
Arbeitern – Frauen und Männern – zu-
sammengesetzt. Unterstützung für die
Umgestaltung erhielten sie durch eine
Unternehmensberatungsfirma.

Auch junge Firmen können mit Famili-
enfreundlichkeit punkten: Die Software-
schmiede Inosoft hat das Konzept „Work-
Life-Balance“ in die Tat umgesetzt. Zwei
allein erziehende Programmierer arbei-
ten Teilzeit. Der Consultant-Leiter pen-
delt zwischen Japan, den USA und Paris,
hat aber freitags „Papatag“, um seinen
einjährigen Sohn zu betreuen. Die Fir-
menstrategie geht auf: In den letzten Jah-
ren gab es keine Mitarbeiterfluktuation.
Die Vorteile für die Unternehmen liegen
auf der Hand: zufriedenere und damit
engagiertere Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter mit hoher Sozialkompetenz, die
dem Unternehmen gerne lange treu blei-
ben werden.

Zu einer familienfreundlichen Gesell-
schaft müssen alle gesellschaftlichen
Gruppen, die Verbände, die Vereine, die
Kirchen, aber auch die Politik ihren Bei-
trag leisten.

Die Union ist die Partei 
der Familien
Der Handlungsbedarf in der Politik ist
nach wie vor groß. Familienpolitik darf
nicht als „weiches“ oder „Randthema“
gehandelt, sondern muss zu einer Quer-
schnittsaufgabe werden, die in allen Res-
sorts Priorität hat. Für die Union war die
Förderung von Ehe und Familie schon
immer ein Schwerpunkt ihrer Politik. Be-
reits 1950 verabschiedete sie das Erste
Wohnungsbaugesetz, das insbesondere
Familien fördert. 1953 folgte die gesetzli-
che Regelung des Mutterschutzes.

Vielzählige Maßnahmen zu Gunsten
der Familien schlossen sich an. Besondere

Meilensteine waren die Wiedereinfüh-
rung des steuerlichen Kinderfreibetrags,
die mehrfache Anhebung des Kindergel-
des – von 1982 bis 1998 stieg es von fünf-
zig auf 220 D-Mark –, sechshundert D-
Mark Erziehungsgeld und drei Jahre Er-
ziehungsurlaub, die Anhebung der Kin-
derkomponente bei der Eigenheimförde-
rung, die Berücksichtigung von Erzie-
hungszeiten entsprechend dem vorheri-
gen Durchschnittsverdienst bei der ge-
setzlichen Rente bis hin zum Rechtsan-
spruch auf einen Kindergartenplatz.

Auch auf regionaler und kommunaler
Ebene wird gehandelt. „Unsere
Stadt/Unsere Gemeinde soll familien-
freundlich werden“ heißt eine Aktion, die
im Jahr 2000 in Rheinland-Pfalz von der
Frauen-Union, der CDA und anderen
CDU-Vereinigungen gestartet wurde.
Auf regionalen Familienkonferenzen
wurden alle, die mit Eltern und Kindern
zu tun haben, an einen Tisch gerufen, um
Erfahrungen auszutauschen und zu bera-
ten: Wo brennt’s – und was können wir
tun? Denn es ist Zeit für eine neue Ziel-
vorgabe: Vorfahrt für Familien!

Faire Politik für Familien
Mit der Offensive der Union „Faire Poli-
tik für Familien“ sollen alle Familien
maßgeblich gestärkt und unterstützt
werden. Denn die Lebensläufe junger
Menschen lassen sich heute nicht mehr
über einen Kamm scheren. Einfache Lö-
sungen werden der Realität nicht mehr
gerecht. Komplexe Situationen erfordern
komplexe und vielschichtige Initiativen.
Familien müssen Rahmenbedingungen
vorfinden, die es ihnen ermöglichen, ihr
Familienleben so zu gestalten, wie sie es
für richtig halten. Es geht um die Verbes-
serung der Strukturen und eine gerechte
und verlässliche Förderung von Fami-
lien. Die Initiative der Union für Familien
beruht deshalb auf drei Säulen: 1. bessere
Vereinbarkeit von Familie und Beruf, 2.
mehr finanzielle Gerechtigkeit für Fami-
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lien und 3. die Stärkung der Erziehungs-
kompetenz.

Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf
Vereinbarkeit von Familie und Beruf be-
deutet zunächst: Strukturen verbessern.
Damit Eltern mit Kindern nicht beruflich
benachteiligt werden, brauchen wir fami-
lienfreundliche Arbeitsplätze. Um Eltern
eine Chance zu geben, Familie und Beruf
tatsächlich zu vereinbaren, bedarf es ei-
ner größeren Flexibilität am Arbeitsplatz.

Flexible Arbeitszeitmodelle müssen
verstärkt entwickelt und eingesetzt wer-
den. Teilzeitarbeit und Telearbeit bieten
gute Ansätze. Die Möglichkeiten für ei-
nen Wiedereinstieg in eine Ausbildung
oder in eine Erwerbstätigkeit nach der Fa-
milienzeit sowie auch das Kontakt-Hal-
ten mit der Arbeitsstelle müssen verbes-
sert werden. Wir wollen den von der
Union in den achtziger Jahren eingeführ-
ten und auf drei Jahre ausgebauten Erzie-
hungsurlaub (seit dem 1. Januar 2001 un-
ter dem Begriff „Elternzeit“) flexibler ge-
stalten (Familienzeit). Kinder brauchen in
wichtigen Lebensphasen, so etwa nach
der Geburt, nach dem Eintritt in den Kin-
dergarten oder nach der Einschulung, die
verstärkte Zuwendung ihrer Eltern. Bei
der Ausgestaltung der Familienzeit soll
dies berücksichtigt werden können und
Anreize gesetzt werden, die Väter ver-
stärkt einzubeziehen.

Parallel dazu muss die Weiterentwick-
lung der Kinderbetreuung für alle Alters-
gruppen bis hin zu einem bedarfsgerech-
ten Netz von Ganztagsbetreuung erfol-
gen. Dabei sollen auch private Initiativen,
freie Träger und die Angebote von Tages-
müttern gefördert werden. Die Kosten für
die Betreuung zwischen tausend und
fünftausend Euro sollen ab 2003 von der
Steuer absetzbar sein.

Auch die Schulen werden vor neue He-
rausforderungen gestellt. Denn der Be-
darf an pädagogisch hochwertigen Ganz-

tagsschulen ist gestiegen. Von der Qua-
lität der Betreuung, von Bildung und Er-
ziehung hängt es ab, ob die heranwach-
sende Generation den Erwartungen, He-
rausforderungen und Belastungen ge-
wachsen sein wird, mit denen sie in der
Welt von morgen konfrontiert sein wird.

Mehr finanzielle Gerechtigkeit 
für Familien
Die Union will ab 2004 stufenweise ein
einheitliches Familiengeld einführen. Das
bedeutet im Klartext: sechshundert Euro
im Monat für Kinder bis drei Jahre, drei-
hundert Euro im Monat für Kinder ab drei
Jahren und hundertfünfzig Euro im Mo-
nat für Kinder ab achtzehn Jahren in der
Ausbildung. Mit diesem Familiengeld er-
öffnen wir Chancen, dass Eltern das Fa-
milienleben besser als bisher nach ihren
Wünschen gestalten können. Das Famili-
engeld schafft Gerechtigkeit, da es unab-
hängig von der Erwerbstätigkeit und der
Einkommenshöhe der Eltern gezahlt
wird. Außerdem ist es steuer- und abga-
benfrei und soll an die jeweilige Preisent-
wicklung angepasst werden. Damit wer-
den finanzielle Benachteiligungen von
Familien abgebaut, die Leistungen der
Familie für die Gesellschaft besser aner-
kannt und die Förderung junger Familien
deutlich verbessert.

Die Folge: Das Existenzminimum von
Kindern ist abgedeckt. Eine Million Kin-
der werden aus der Sozialhilfe geholt. Zu-
sätzlich wird dadurch erreicht, dass sich
auch für Sozialhilfeempfänger mit Kin-
dern eine Erwerbstätigkeit wieder lohnt,
denn durch das Familiengeld wird das
Lohnabstandsgebot verwirklicht: Das Fa-
miliengeld führt dazu, dass der Sozialhil-
febedarf einer fünfköpfigen Familie von
derzeit rund 1750 Euro auf 550 Euro (ein
Kind unter drei Jahren, zwei Kinder unter
achtzehn Jahren ergeben ein Familien-
geld von 1200 Euro statt 480 Euro Kinder-
geld nach heutiger Rechtslage) sinkt. Das
aber bedeutet nichts anderes, als dass es
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sich für Vater und Mutter dieser fünfköp-
figen Familie bereits ab einem Monatsein-
kommen von 550 Euro wieder lohnt zu ar-
beiten.

Stärkung der 
Erziehungskompetenz
Die dritte Säule beinhaltet die Stärkung 
der Erziehungskompetenz. Denn Eltern
übernehmen mit der Erziehung von Kin-
dern eine große Verantwortung und leis-
ten einen außerordentlichen Beitrag für
die Gesellschaft. Sie sehen sich heute
allerdings mit wachsenden Herausfor-
derungen und Belastungen in Fragen 
des Zusammenlebens und der Kinderer-
ziehung konfrontiert. Erwünschte und
unerwünschte Miterzieher unter ande-
rem aus den Medien haben an Einfluss ge-
wonnen.

Eltern müssen daher in ihrer verant-
wortungsvollen Aufgabe unterstützt
werden. Familienberatung und Familien-
bildung müssen ausgebaut und vernetzt
werden, damit Eltern in ihrer Eigenver-
antwortung und in ihrer Medienkompe-
tenz gestärkt werden. Auch im Bereich
der Erzieherinnenausbildung, ihrer be-
ruflichen Weiterbildung sowie der Super-
vision besteht Handlungsbedarf. Mit Bil-
dungsgutscheinen sollen Eltern Ange-
bote in Anspruch nehmen können, die sie
bei der Wahrnehmung ihrer Erziehungs-
aufgabe unterstützen. Ein weiterer Vor-
schlag zielt darauf, die Kindergärten zu
Häusern für die Familien weiterzuentwi-
ckeln. Dort können unter einem Dach
Kindergarten, Hort, Krippe, Tagesmut-
terbörse sowie Angebote für Bildungs-
und Beratungsangebote zusammenge-
führt werden. Mit dem Haus der Familie
entsteht so eine Anlaufstelle gerade für
junge Eltern, wo diese Rat und Unterstüt-

zung in dieser wichtigen Lebensphase
finden können.

Wir schreiben das Jahr 2010
Nach der Einführung der familienpoliti-
schen Maßnahmen der Unionsparteien
könnte also in ein paar Jahren folgendes
Szenario Wirklichkeit werden: Wir
schreiben das Jahr 2010; Marion, 40, und
Thomas, 44, Kai, 5 Jahre alt, und Anna-
Lisa, 2, sind eine Familie. Marion ist in-
zwischen Lektorin in einem anderen Ver-
lag und Thomas Abteilungsleiter in seiner
Firma. Marion arbeitet zum Teil von zu
Hause aus, weil ihr Arbeitgeber ihr einen
Telearbeitsplatz eingerichtet hat. Eine Ta-
gesmutter betreut morgens das Kind,
wenn wichtige Besprechungen im Büro
anstehen. Thomas bringt auf dem Weg
zur Arbeit seinen Sohn Kai immer in den
Kindergarten. Dank des Familiengeldes
kann sich die Familie diese Ausgaben für
gute Kinderbetreuung leisten.

Auch Karin, 32, und Bernd, 35, sind
jetzt überglücklich. Auch sie haben sich
für eine Familie entschieden. Seit der
Geburt der Zwillinge Tina und Sabina,
drei Jahre alt, hat Karin ihre Erwerbstä-
tigkeit unterbrochen – Wiedereinstieg
nicht ausgeschlossen. Bernd arbeitet
weiter in seinem Beruf als Kfz-Mechani-
ker. Mit dem Familiengeld konnte das
Paar den Verdienstausfall abfedern. Ka-
rin ist gerade zum zweiten Mal schwan-
ger. Sie freut sich schon riesig auf den
Nachwuchs.

Politik muss also Rahmenbedingun-
gen schaffen, damit Eltern den Kinder-
wunsch so realisieren können, wie es ih-
ren Lebensvorstellungen entspricht. Wir
brauchen deshalb ein Umsteuern hin zu
einer nachhaltig familienfreundlichen
Gesellschaft!
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